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A Allgemeiner Teil
1 Vertragsgrundlagen
Grundlagen des Vertrages sind

- die beigefügten Allgemeinen Versicherungsbedingungen
für die Haftpflichtversicherung (AHB),

- die folgenden Bestimmungen.

2 Versichertes Risiko
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus Halten, Besitz und Gebrauch des im
Versicherungsschein und seinen Nachträgen bezeichneten
Wasserfahrzeugs, das zu gewerblichen Zwecken genutzt
wird und dessen Standort im Inland ist.

3 Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht von
Schiffer (Kapitän), Schiffsmannschaft und sonstigen Ange-
stellten und Arbeitern für Schäden, die sie in Ausübung ih-
rer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungs-
nehmer verursachen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden bei denen es sich um Arbeitsunfälle oder Berufs-
krankheiten gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den be-
amtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infol-
ge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zu-
gefügt werden.

4 Mitversicherte Risiken
4.1 Patent/Führerschein
Ist für das Führen des Wasserfahrzeugs eine behördliche
Erlaubnis erforderlich, bleibt der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, wenn der verantwortliche Füh-
rer beim Eintritt des Versicherungsfalles nicht die behörd-
lich vorgeschriebene Erlaubnis besitzt.
Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer bestehen, wenn dieser das Vorliegen
der Erlaubnis beim verantwortlichen Führer ohne Ver-
schulden annehmen durfte oder wenn ein unberechtigter
Führer das Fahrzeug geführt hat.

4.2 Betriebsübliche Veranstaltungen und Werbemaßnah-
men
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus betriebsüblichen Veranstaltungen (z.B.
Schiffsbesichtigungen, Betriebsfeiern) sowie aus dem Be-
sitz und der Unterhaltung von Reklameeinrichtungen.

5 Vorsorgeversicherung
Im Rahmen der im Versicherungsschein und seinen Nach-
trägen ausgewiesenen Versicherungssumme gilt für die
Vorsorgeversicherung gem. § 2 Ziff. 2 AHB eine Höchst-
ersatzleistung von

2 Mio. EUR für Personenschäden
1 Mio. EUR für Sachschäden.

6 Kosten bei Versicherungsfällen/Geltendmachung von
Ansprüchen im Ausland
Abweichend von § 3 Ziff. II 4 AHB werden

- bei Versicherungsfällen im Ausland sowie
- bei mitversicherten Ansprüchen, die im Ausland geltend

gemacht werden,

die Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leis-
tungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten;
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-

dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden
sind.

7 Selbstbehalt bei in USA/US-Territorien und Kanada gel-
tend gemachten Ansprüchen aus Personenschäden
Bei Personenschäden in USA/US-Territorien und Kanada
sowie bei mitversicherten Ansprüchen wegen Personen-
schäden, die dort geltend gemacht werden, hat der Versi-
cherungsnehmer je Versicherungsfall 10.000 EUR selbst zu
tragen. Der Selbstbehalt gilt auch für die in Ziff. 6 genann-
ten Kosten.

B Betriebshaftpflichtrisiko
1 Allgemeine Deckungserweiterungen
1.1 Vermögensschäden
Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne des § 1
Ziff. 3 AHB aus Versicherungsfällen, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus
1.1.1 Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder
in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten)
hergestellte oder gelieferte Sachen oder geleistete Ar-
beiten entstehen;
1.1.2 Schäden durch ständige Immissionen (z.B. Ge-
räusche, Gerüche, Erschütterungen);
1.1.3 planender, beratender, bau- oder montageleitender,
prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;
1.1.4 Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-,
Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen
wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unter-
schlagung;
1.1.5 der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und
Urheberrechten;
1.1.6 Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kos-
tenanschlägen;
1.1.7 Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen;
1.1.8 Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbei-
tung, Rationalisierung und Automatisierung, Auskunftser-
teilung, Übersetzung, Reisevermittlung und Reiseveran-
staltung;
1.1.9 bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster
Pflichtverletzung;
1.1.10 Abhandenkommen von Sachen, auch z.B. von Geld,
bargeldlosen Zahlungsmitteln, Wertpapieren, Sparbü-
chern, Urkunden, Schmucksachen und sonstigen Wertsa-
chen;
1.1.11 der Vergabe von Lizenzen.
Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall
100.000 EUR. Die Höchstersatzleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte
dieser Versicherungssumme.
Diese Deckungserweiterung findet für Teil C "Umwelthaft-
pflichtrisiko" keine Anwendung.

1.2 Datenschutzrisiken
Abweichend von § 4 I 12 AHB und der Ausschlussbestim-
mung in vorstehender Ziff. 1.1.8 - ansonsten im gleichen
Umfang - ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht we-
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gen Vermögensschäden aus der Verletzung von Vorschrif-
ten des Bundesdatenschutzgesetzes über personenbezo-
gene Daten.
Eingeschlossen sind insoweit - abweichend von § 7 Ziff. 2
AHB - auch gesetzliche Haftpflichtansprüche von Be-
triebsangehörigen untereinander.

1.3 Auslandsrisiken
1.3.1 Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 3
AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen
im Ausland vorkommender Versicherungsfälle

- aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme
an Ausstellungen und Messen, Symposien und Kon-
gressen;

- durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne
dass der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder
hat liefern lassen;

im europäischen Ausland vorkommender Versicherungs-
fälle

- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer dorthin
geliefert hat oder dorthin hat liefern lassen;

- aus Bau-, Montage-, Wartungs- und Reparaturarbeiten
(auch Inspektionen und Kundendienst) oder sonstigen
Leistungen.

1.3.2 Ausgeschlossen ist die Haftpflicht für im Ausland be-
legene Betriebsstätten, z.B. Produktions- oder Vertriebs-
niederlassungen, Läger und dgl.
1.3.3 Ausgeschlossen sind Ansprüche

- aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen,
die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt
oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut
worden sind.
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche ge-
gen den Versicherungsnehmer und die unter Teil A
Ziff. 3.1 mitversicherten Personen (gesetzliche Vertreter
des Versicherungsnehmers und "leitende Angestellte")
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Be-
stimmungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen
(siehe § 4 Ziff. I 3 AHB);

- nach den Artikeln 1792 ff und 2270 des französischen Code
Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

- für die der Versicherungsnehmer im jeweiligen Land eine
Pflichtversicherung abzuschließen hat;

- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere pu-
nitive oder exemplary damages;

- wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen,
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un-
ruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar
auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

1.3.4 Hinsichtlich Kosten bei Versicherungsfällen im Aus-
land bzw. mitversicherten Ansprüchen, die im Ausland
geltend gemacht werden, siehe Teil A Ziff. 6.
Hinsichtlich des Selbstbehaltes bei Personenschäden in
USA/US-Territorien und Kanada bzw. versicherten An-
sprüchen, die dort geltend gemacht werden, siehe Teil A
Ziff. 7.

1.4 Be- und Entladeschäden
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 6 b AHB - die
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Land-
oder Wasserfahrzeugen sowie Containern beim Be- oder
Entladen und wegen allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

Für Schäden an Containern und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden besteht auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von
oder Heben auf Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne
oder Winden zum Zwecke des Be- und Entladens.
Ausgeschlossen ist gemäß § 4 Ziff. I 6 b AHB die gesetzliche
Haftpflicht aus Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen
und Containern und wegen allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden.
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall
von der Schadenersatzleistung 10 % , mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR selbst zu tragen.

1.5 Strahlenrisiken
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 7 AHB und
§ 4 Ziff. I 8 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus

- dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit und Transport
von radioaktiven Stoffen;

- Besitz und Verwendung von Röntgengeräten und Stör-
strahlern, Laser- und Masergeräten.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch
Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über Teil C "Umwelthaftpflichtrisiko".
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche

- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

- wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleich-
gültig für wen oder in wessen Interesse - aus beruflichem
oder wissenschaftlichem Anlass im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und hierbei die von
energiereichen ionisierenden Strahlen oder Laserstrah-
len ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen haben.

1.6 Mietsachschäden anlässlich von Dienst- und Ge-
schäftsreisen
Eingeschlossen ist - abweichend von § 4 Ziff. I 6 a AHB - die
gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die an anlässlich
von Dienst- und Geschäftsreisen gemieteten Räumen ent-
stehen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. Ausgenommen hiervon bleiben Schäden durch
Brand und Explosion (diesbzgl. richten sich Versiche-
rungsschutz und Ersatzleistung ausschließlich nach Teil C
"Umwelthaftpflichtrisiko").
Nicht versichert sind Ansprüche

- wegen Abnutzung, Verschleiß oder übermäßiger Be-
anspruchung;

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und de-
ren Angehörigen;

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers
und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles des-
selben angestellt hat und deren Angehörigen;

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer
oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich
verbunden sind oder unter einer einheitlichen unterneh-
merischen Leitung stehen.

1.7 Beschlagnahme
Abweichend von § 3 Ziff. II Abs. 1 AHB ist im Falle der vor-
läufigen Beschlagnahme eines Schiffes in einem auslän-
dischen Hafen die etwa erforderliche Sicherheitsleistung
oder Hinterlegung ausschließlich Sache des Versiche-
rungsnehmers.
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2 Betriebsspezifische Deckungserweiterungen
2.1 Gewerbliche Personenbeförderung
2.1.1 Mitversichert ist - in Ergänzung zu Teil A Ziff. 3 - die
persönliche gesetzliche Haftpflicht des Beförderers und
ausführenden Beförderers im Sinne von § 664 HGB Art. 1
Ziff. 1 a und b der Anlage zu § 664 HGB oder an ihre Stelle
tretender Rechtsnormen sowie ihrer in Ausübung ihrer
Verpflichtung handelnden Bediensteten und Beauftragten.
2.1.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der
Beschädigung oder des Verlustes von Kabinengepäck, an-
derem Gepäck oder einem Fahrzeug, das im Zusammen-
hang mit einem Personenbeförderungsvertrag befördert
wird. § 4 Ziff. I 6 b AHB ist insoweit nicht anwendbar.

2.2 Restaurations-/Hotelbetrieb
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Unter-
haltung eines Restaurations-/Hotelbetriebes.
Bei Vermietung oder Verpachtung ist die persönliche ge-
setzliche Haftpflicht des Mieters oder Pächters mitversi-
chert.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle oder Berufs-
krankheiten gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt.

2.3 Ansprüche mitversicherter Personen untereinander
Eingeschlossen sind - abweichend von § 7 Ziff. 2 AHB - ge-
genseitige gesetzliche Haftpflichtansprüche

- zwischen Betriebsangehörigen (gesetzliche Vertreter des
Versicherungsnehmers, Personen, die mit der Leitung
oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebes betraut
sind, Mitglieder des Aufsichtsrates oder sonstiger Auf-
sichtsgremien, z.B. Beiräte) sowie ihren Angehörigen
wegen Personen- und Sachschäden, wenn der Betriebs-
angehörige für das den Anspruch auslösende Ereignis im
Betrieb keine Verantwortung/Mitverantwortung zu tragen
hat;

- zwischen sämtlichen übrigen Betriebsangehörigen wegen
Sachschäden von mehr als 100 EUR.

Ausgenommen hiervon sind Geld, bargeldlose Zahlungs-
mittel, Wertpapiere, Sparbücher, Urkunden, Schmucksa-
chen und sonstige Wertsachen.

2.4 Sachen von Betriebsangehörigen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ab-
handenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen.
Ausgenommen hiervon sind Geld, bargeldlose Zahlungs-
mittel, Wertpapiere, Sparbücher, Urkunden, Schmucksa-
chen und sonstige Wertsachen.

3 Besonders zu vereinbarende Deckungserweiterungen
Wenn die Mitversicherung im Versicherungsschein und
seinen Nachträgen dokumentiert ist, gilt:

3.1 Küsten- und Hochseeverkehr
Eingeschlossen ist - in Ergänzung zu Ziff. 1.3 - die gesetz-
liche Haftpflicht aus dem Befahren von Küsten- und Hoch-
seegewässern.
Diese Deckungserweiterung gilt auch für Schäden durch
Umwelteinwirkung gemäß Teil C.
Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien und Kanada
werden - abweichend von § 3 Ziff. II 4 AHB - die Aufwen-
dungen des Versicherers für Kosten als Leistung auf die
Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten;
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls sowie
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem

Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden
sind.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche auf Entschädigung mit
Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary da-
mages.
Bei Personenschäden in USA/US-Territorien und Kanada
hat der Versicherungsnehmer je Versicherungsfall
10.000 EUR selbst zu tragen. Der Selbstbehalt gilt in die-
sem Fall auch für die vorgenannten Kosten.

3.2 Wasserfahrzeuge mit Standort im Ausland
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Halten,
Besitz und Gebrauch von Wasserfahrzeugen, die zu ge-
werblichen Zwecken genutzt werden und deren Standort im
Ausland ist.

3.3 Tätigkeitsschäden
Eingeschlossen sind - abweichend von § 4 Ziff. I 6 b AHB -
gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Schäden an frem-
den Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, wenn diese Schäden

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers an diesen Sachen entstanden
sind;

- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder
beruflichen Tätigkeit benutzt hat;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese
Sachen im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätig-
keit befunden haben.

Die Ausschlussbestimmungen des § 4 Ziff. I 6 Abs. 3 AHB
und des § 4 Ziff. II 5 AHB bleiben bestehen.
Ausgeschlossen sind darüber hinaus Ansprüche wegen
Beschädigung von

- Kraft-, Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeugen sowie
Containern und deren Ladung,

- Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe-
oder -verarbeitung, Reparatur oder sonstigen Zwecken
befinden, befunden haben oder die von ihm übernommen
wurden

und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
Der Versicherungsschutz für Be- und Entladeschäden rich-
tet sich ausschließlich nach Teil B Ziff. 1.5.
Unter Anrechnung auf die vereinbarte Versicherungs-
summe je Versicherungsfall sowie die Jahreshöchst-
ersatzleistung des Versicherers beträgt die Versiche-
rungssumme je Versicherungsfall 30.000 EUR. Die Höchst-
ersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres beträgt 60.000 EUR.
Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall
von der Schadenersatzleistung 10 % , mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR selbst zu tragen.

4 Ausschlüsse
4.1 Geltende Rechtsnormen
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Schäden,
die dadurch entstehen, dass die Beförderung gefährlicher
Güter nicht gemäß den einschlägigen für Gefahrguttrans-
porte geltenden Rechtsnormen erfolgt.

4.2 Ersatzleistungen des Kaskoversicherers
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

- wegen Sachschäden (Verlust oder Beschädigung von Sa-
chen), die durch unmittelbare navigatorische Maßnahmen
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im Zusammenhang mit der Teilnahme am Schiffsverkehr
verursacht worden sind,

- wegen Schäden an einem anderen Schiff oder den darauf
befindlichen Sachen durch das Freiwerden von flüssigen
oder gasförmigen Stoffen sowie Chemikalien, die als
nächste Folge eines Zusammenstoßes des versicherten
Schiffs mit einem anderen Schiff entstehen

und wegen allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den.

4.3 Sprengstoffe und Zündmittel
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus dem Transport von
Sprengstoffen und Zündmitteln.

4.4 Feuerwerke
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus dem Veranstalten
oder Abbrennen von Feuerwerken.

5 Versicherungsfall
Versicherungsfall ist gemäß § 1 Ziff. 1 und § 5 Ziff. 1 AHB
das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche gegen den
Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte.

6 Versicherungssumme/Maximierung/Selbstbehalt
6.1 Es gelten die im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen ausgewiesenen Versicherungssummen je Ver-
sicherungsfall und die Höchstersatzleistung des Versiche-
rers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

6.2 Soweit nach den sonstigen Vertragsbestimmungen für
bestimmte Risiken eine Selbstbeteiligung vereinbart ist,
findet diese Anwendung.

C Umwelthaftpflichtrisiko (Umwelt-Kompaktversicherung)
1 Gegenstand der Versicherung
1.1 Versichert ist - abweichend von § 4 Ziff. I 8 AHB - im
Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers
wegen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwir-
kung, wenn diese nicht von Wasserfahrzeugen oder Tä-
tigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter Ziff. 2
fallen.
Mitversichert sind gemäß § 1 Ziff. 3 AHB Vermögensschä-
den aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des
Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebe-
trieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befug-
nissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt.
Ein Schaden entsteht durch eine Umwelteinwirkung, wenn
er durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck,
Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Erschei-
nungen verursacht wird, die sich in Boden, Luft oder Was-
ser ausgebreitet haben. Schäden durch Brand oder Explo-
sion gelten als Schäden durch Umwelteinwirkung.

1.2 Für Versicherungsfälle im Ausland und bei mitversi-
cherten Ansprüchen, die im Ausland geltend gemacht
werden, gelten insbesondere Teil B Ziff. 1.3 und Teil A
Ziff. 6 und 7; der Versicherungsfallbegriff richtet sich nach
Teil C Ziff. 4.
Eingeschlossen sind abweichend von § 4 Ziff. I 3 AHB auch
im europäischen Ausland eintretende Versicherungsfälle,
die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen versicherten
Anlage zurückzuführen sind. Nicht versichert sind Anlagen,
die im Ausland belegen sind.

2 Risikobegrenzungen
Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwir-
kungen ausgehend von

2.1 Wasserfahrzeugen des Versicherungsnehmers, die be-
stimmt sind, umweltgefährdende Stoffe zu befördern oder
zu lagern;

2.2 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder
dem Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer
oder Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physika-
lische, chemische oder biologische Beschaffenheit des
Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer
(Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

3 Erweiterungen des Versicherungsschutzes
3.1 Kleingebinde
Mitversichert ist - abweichend von Ziff. 1 und 2.1 - die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schäden aus auf dem Wasser-
fahrzeug befindlichen Kleingebinden bis 100 Liter bzw. Ki-
logramm je Einzelbehälter und bis 5.000 Liter bzw. Kilo-
gramm Gesamtlagermenge.
Wird eine dieser Mengenschwellen überschritten, erlischt
- abweichend von § 1 Ziff. 2 b AHB - die Mitversicherung
dieses Risikos vollständig. Der Versicherungsschutz bedarf
insoweit besonderer Vereinbarung.

3.2 Kraftstoffe und Schiffsabwässer
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Mit-
führen des für die eigene Fortbewegung des versicherten
Wasserfahrzeugs benötigten Kraftstoffes sowie das Einlei-
ten von Küchen- und Toilettenabwässer über entsprechend
vorhandene Leichtstoffabscheider in ein Gewässer.
Die Risikobegrenzungen gemäß Ziff. 2.1 und 2.2 sowie der
Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß § 4 I 5
AHB finden insoweit keine Anwendung.

3.3 Lagerung und Beförderung von Stoffen
Falls ausdrücklich vereinbart, erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auch auf die unter Ziff. 2.1 und 2.2 aufge-
führten, jeweils ausdrücklich zu vereinbarenden Risiko-
bausteine.
Die Bestimmungen des § 1 Ziff. 2 c und des § 2 AHB - Vor-
sorgeversicherung - finden keine Anwendung. Der Versi-
cherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit beson-
derer Vereinbarung. § 1 Ziff. 2 b AHB - Erhöhungen und Er-
weiterungen - findet ebenfalls keine Anwendung; hiervon
unberührt bleiben mengenmäßige Veränderungen von
Stoffen innerhalb der versicherten Risiken.

4 Regelungen zum Versicherungsfall
4.1 Der Versicherungsfall
Versicherungsfall ist - abweichend von § 1 Ziff. 1 und
§ 5 Ziff. 1 AHB - die nachprüfbare erste Feststellung des
Personenschadens (Tod, Verletzung oder Gesundheits-
schädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung
oder Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziff. 1.1
mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschä-
digten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungs-
nehmer.
Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der
Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht da-
rauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Um-
fang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von
Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

4.2 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
4.2.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versi-
cherungsfall eingetreten ist,

- nach einer Störung des Betriebes oder
- aufgrund behördlicher Anordnung
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Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnah-
men zur Abwendung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß
Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Fest-
stellung der Störung des Betriebes oder die behördliche
Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung
fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.
4.2.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen
im Sinne der Ziff. 4.2.1 werden unter den dort genannten
Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen,
dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer
oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde
ausgeführt werden.
4.2.3 Im Rahmen des für Aufwendungen gemäß der Ziff. 4.2
vereinbarten Gesamtbetrages werden dem Versiche-
rungsnehmer die Aufwendungen voll ersetzt, falls er
4.2.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen
Störung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung
unverzüglich angezeigt hat und alles getan hat, was erfor-
derlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begren-
zen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den Scha-
deneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß
Widerspruch gegen behördliche Anordnungen eingelegt
hat oder
4.2.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen ab-
gestimmt hat. Ist eine Abstimmung nach Lage des Einzel-
falles zeitlich nicht möglich, ersetzt der Versicherer die
Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer den Um-
ständen nach für geboten halten durfte.
4.2.4 Liegen die Voraussetzungen der Ziff. 4.2.3 nicht vor,
so werden die Aufwendungen nur in dem Umfang ersetzt,
in dem Maßnahmen notwendig und objektiv geeignet wa-
ren, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schaden-
umfang zu mindern.
4.2.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten
Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung
bis zu einem Gesamtbetrag von 1.000.000 EUR je Störung
des Betriebes oder behördlicher Anordnung ersetzt. Dieser
Betrag bildet zugleich die Höchstersatzleistung des Versi-
cherers für ein Versicherungsjahr. Der Versicherungs-
nehmer hat von den Aufwendungen 10 % , mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR selbst zu tragen.
4.2.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen -
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff.
4.2.1 decken - zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung,
Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebsein-
richtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete,
gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers;
auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des
Versicherungsnehmers standen.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversi-
cherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen,
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die
von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beein-
trächtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesse-
rungen sind abzuziehen.

5 Ausschlüsse
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche
5.1 wegen Schäden durch Verschütten, Abtropfen, Ab-
laufen, Verdampfen, Verdunsten wassergefährdender
Stoffe oder ähnliche Vorgänge, wenn dabei wasergefähr-
dende Stoffe in den Boden oder ein Gewässer gelangen,
es sei denn, dass solche Vorgänge auf einer Betriebsstö-
rung beruhen;

5.2 wegen Schäden durch betriebsbedingt unvermeidbare,
notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwir-
kungen; es sei denn, der Versicherungsnehmer erbringt
den Nachweis, dass er nach dem Stand der Technik zum
Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkung un-
ter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeit
derartiger Schäden nicht erkennen musste;

5.3 wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schä-
den;

5.4 wegen Schäden, für die Versicherungsschutz nach frü-
heren Versicherungsverträgen besteht oder hätte verein-
bart werden können;

5.5 gegen Personen, die den Schaden dadurch verursa-
chen, dass sie

- bewusst von Gesetzen, Verordnungen, an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten, dem Umweltschutz dienenden,
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen abweichen
oder

- bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder
nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien
oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmä-
ßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befol-
gen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausfüh-
ren;

5.6 wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;

5.7 wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren
Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar
auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

6 Serienschäden / Selbstbehalt
6.1 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung
eintretende Versicherungsfälle

- durch dieselbe Umwelteinwirkung oder
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder

unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Um-
welteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein
innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusam-
menhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Ver-
sicherungsfälle als eingetreten gilt. § 3 Ziff. II 2 Abs. 1 Satz
3 AHB gilt als gestrichen.

6.2 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versiche-
rungsfall von der Schadenersatzleistung 10 % , mindestens
100 EUR, höchstens 1.000 EUR, selbst zu tragen; das gilt
nicht bei Schäden durch Brand oder Explosion.

7 Nachhaftung
7.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des voll-
ständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risi-
kos oder durch Kündigung des Versicherers oder des Ver-
sicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz
für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversi-
cherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeit-
punkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses
noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren,
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses an gerechnet.
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- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei der Beendigung des
Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungs-
umfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem
das Versicherungsverhältnis endet.

7.2 Ziff. 7.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes
Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den
Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustel-
len ist.

D Internet-Haftpflichtrisiko (Internet-Haftpflichtversiche-
rung)
Soweit die Mitversicherung im Versicherungsschein oder
seinen Nachträgen dokumentiert ist, gilt:

1 Vertragsgrundlagen
Grundlagen des Versicherungsschutzes sind

- die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) und

- die folgenden Bestimmungen.

Der Versicherungsschutz für das nachfolgend genannte
versicherte Risiko besteht ausschließlich über diesen Zu-
satzbaustein.

2 Versichertes Risiko
Versichert ist - insoweit abweichend von § 4 Ziff. I 6 b, § 4
Ziff I 11 und § 4 Ziff. I 12 AHB - die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers wegen
Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der
Bereitstellung elektronischer Daten, z.B. im Internet, per
E-Mail oder mittels Datenträger,
soweit es sich handelt um Schäden aus

2.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung
oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei
Dritten durch Computer-Viren und/oder andere Schadpro-
gramme;

2.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie
der Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Da-
ten bei Dritten, und zwar wegen

- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden,
nicht jedoch weiterer Datenveränderungen sowie

- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten
bzw. Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehler-
haft erfasster Daten;

2.3 der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen
Datenaustausch;
Für Ziff. 2.1 bis 2.3 gilt:
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten
durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z.B.
Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw.
worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Die-
se Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so
ist der Versicherer nach Maßgabe von § 6 Abs. 1 und 2 VVG
zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine
Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach Zu-
gang der Kündigung wirksam.

2.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit
besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle An-
sprüche, nicht jedoch von Urheberrechten;

2.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht
auch Versicherungsschutz für immaterielle Ansprüche.
Für Ziff. 2.4 und 2.5 gilt:
In Erweiterung von § 1 Ziff. 1 AHB ersetzt der Versicherer

- Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem
der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Ver-
sicherungsnehmer begehrt wird, auch wenn es sich um
Ansprüche auf Unterlassung oder Widerruf handelt:

- Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder
Widerrufsklage gegen den Versicherungsnehmer.

Voraussetzung für die Leistung des Versicherers ist, dass
der Versicherer vom Beginn eines Verfahrens unver-
züglich, spätestens fünf Werktage nach Zustellung der
Klage-, Antragsschrift oder des Gerichtsbeschlusses, voll-
ständig unterrichtet wird. Auf § 5 Ziff. 4 AHB wird hinge-
wiesen.

3 Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

- der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers
und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsich-
tigung des versicherten Betriebes oder eines Teiles des-
selben angestellt hat, in dieser Eigenschaft;

- sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die
sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den
Versicherungsnehmer verursachen.
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden,
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge-
mäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt
für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen
Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

4 Versicherungssumme/Sublimit/Serienschäden/Anrech-
nung von Kosten
4.1 Im Rahmen der im Versicherungsschein und seinen
Nachträgen ausgewiesenen Versicherungssumme/-n be-
trägt die Versicherungssumme für diese Zusatzversiche-
rung 1 Mio. EUR. Diese Versicherungssumme bildet die
Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres.

4.2 Innerhalb dieser Versicherungssumme beträgt die
Höchstersatzleistung für Schäden i.S. der Ziff. 2.5
250.000 EUR.

4.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese

- auf derselben Ursache,
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach-

lichem und zeitlichem Zusammenhang oder
- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung

elektronischer Daten mit gleichen Mängeln

beruhen.
§ 3 Ziff. II 2 Abs. 1 Satz 3 AHB wird gestrichen.

4.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden -
abweichend von § 3 Ziff. II 4 AHB - als Leistung auf die
Versicherungssumme angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten,
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem
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Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann,
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden
sind.

5 Auslandsschäden
Versicherungsschutz besteht - abweichend von § 4 Ziff. I 3
AHB - für Versicherungsfälle im Ausland.
Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtan-
sprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht eu-
ropäischer Staaten geltend gemacht werden.

6 Nicht versicherte Risiken
Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genann-
ten Tätigkeiten und Leistungen:

- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;
- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung,

-Schulung;
- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb,

-wartung, -pflege;
- Bereithalten fremder Inhalte, z.B. Access-, Host-, Full-

Service-Providing;
- Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;
- Betrieb von Telekommunikationsnetzen;
- Anbieten von Zertifizierungsdiensten i.S.d. SigG/SigV;
- Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss

einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung besteht.

7 Ausschlüsse/Risikobegrenzungen
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprü-
che,

7.1 die im Zusammenhang stehen mit

- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten
elektronisch übertragenen Informationen (z.B. Spam-
ming),

- Dateien (z.B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen über Internet-Nutzer gesammelt
werden können;

7.2 wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem
Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch
Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer ein-
heitlichen Leitung stehen, geltend gemacht werden;

7.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Ab-
weichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften
sowie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen
des Auftraggebers oder durch sonstige bewusste Pflicht-
verletzungen herbeigeführt haben;

7.4 auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und
exemplary damages);

7.5 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 des französischen
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Län-
der.

8 Versicherungsfall
Versicherungsfall ist gemäß § 1 Ziff. 1 und § 5 Ziff. 1 AHB
das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche gegen den
Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte.
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